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Zugestellt
der Revisionsklägerin
am 10° Dezember 1960,
der Revisionsbeklagten
am 12° Dezember 1960

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach @ 124 Absc 2 in Verbin—

dung mit 5 155 Abs° 1 und 5 165 des Sozialgerichts—
gesetzes am 22, November 1960 unter Mitwirkung

des Senatspräsidenten Dr. B e r n d t
als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr„ K l ä B und

des Bundesrichters Dr° K r e b s
als weiteren Berufsrichtern,

des Bundessozialrichters B 0 g a t z und

des Bundessozialrichters Dr. E b e r l e
als ehrenamtlichen Beisitzern

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
26. November 1957 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r ü_2„9 e_:

IO

.Die Klägerin ist Rechtsanwältin. Sie betrieb bis Anfang

g‘1956 ihre Praxis gemeinsam mit ihrem inzwischen ausgee
lifschiedenen Ehemann, Die Beklagte nimmt sie für die Jahre

1955 und 1956 als beitragspflichtiges Mitglied in Anspruch,

wobei sie für das Jahr 1955 Beiträge für zwei Unternehmer

‚und für die Arbeitnehmer fordert° Gegen diesen Bescheid

erhob die Klägerin Klage mit der Begründung, das Kindergeld—

gesetz (KGG) sei verfassungswidrig. Das Sozialgericht (SG)

wies die Klage ab (Urteil vom 9°1°1957), das Landessozial-
gericht (LSG) die Berufung zurück (Urteil vom 26,11„1957).

Revision wurde zugelassen°

Gegen das am 10° Januar 1958 zugestellte Urteil legte die

Klägerin am 10„ Februar 1958 Revision ein und begründete

’ sie am 10, März 1958°

_Sie trägt vor, die Regelung der Beitragspflicht in 5 10 KGG

ver5t0ße gegen das Grundgesetz (GG), Es sei mit dem Gleich—

heitsgrundsatz nicht zu vereinbaren, wenn bei gemeinsam frei“

beruflich tätigen Eheleuten beide zu Beiträgen herangezogen

würden, ohne daß berücksichtigt werde, ob die Einkünfte

dies tragbar erscheinen ließen. Die formalistische Heranzie—

hung der Frau, die auch bei freiberuflicher Tätigkeit in

überwiegendem Maße sich der Familie und dem Haushalt widmen

müsse, Verstoße gegen das Gerechtigkeitsgebot. Eheleute

erhielten bei Vorliegen der Voraussetzungen nur einmal

Kindergeld; es sei_d8her nicht mit dem GG zu vereinbaren,

wenn
zweimal Beiträge gefordert würden. Die Beitragspflicht

sei in 5 10 KGG willkürlich bestimmt worden; die Klägerin

brauche auch für sich und ihren Ehemann keine Beiträge zur

_
Berufsgenossenschaft zu zahlen. ?illkürlich sei auch, die

Mittel nach Kopfzahl aufzubringen. Schließlich sei es nicht

gerechtfertigt, daß die Beklagte die Klägerin auch für die

Beiträge ihres Bhemannes in Anspruch nehme„
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>Die Klägerin beantragt,
die Urteile des LSGNordrhein—Westfalen vom
26° November 1957 und des SG Detmold vom
9„ Januar 1957 sowie den Beitragsbescheid

der Beklagten vom 7° August 1956 aufzuheben

und festzustellen, daß die Beitragserhebung

nichtig ist° ‘

Die Beklagte beantragt;
die Revision zurückzuweisene

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung Ohne mündliche
'; Verhandlung einverstanden°

II;

Die durch die Zulassung statthafte, auch form— und frist—

gereoht eingelegte Revision ist nicht begründet? weil die

Inanspruchnahme der Klägerin zu Beiträgen nach dem KGG nicht

verfassungswidrig ist°

Das BundesverfassungsgeriCht (BVerfG) hat in seinem Urteil
vom 105 Mai 1960 mit eingehender Begründung ausgeführt,

das KGG sei mitldem GG zu vereinbaren: Der Bund habe nach

Art„ 74 Nr° 12 GG-die Gesetzgebungsbefugnis für die Sozial—

versicherung; zu ihr gehöre auch die Kindergeldgesetzgebung°

Das Gesetz verstoße nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des

Art„ 3 Abs° 1 GG, weil die Regelung der Beitragserhebung

und der Berechtigung zum Bezug von Kindergeld nicht will—

kürlich seichesgleichen sei eine Verletzung der Art° 5,

6, 9, 12 und 14 GG zu verneinen° Schließlich schaffe das

KGG auch keine mit dem GG nicht Zu vereinbarende Misch—

verwaltung (vgl° Art° 87 Abs° 2 GG). Die gleiche Rechts-
' auffassung hat der Senat bereits in seinen beiden Urtei-

len vom 20° Dezember 1957 (BSG 6 S. 213 und 238) vertreten°
Insoweit hat die Klägerin auch ihre Angriffe offenbcrnnichte.
mehreäufreChterhalten‚
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_Sie meint jedoch, 5 10 KGG sei deshalb.verfa$sungswidrig,
fweil‘sie und ihr Ehemann zu Beiträgen herangezogen würden,
ltWeil Eheleute im Falle des Vorhandenseins von drei und mehr

' Kindern nur einmal Anspruch auf Kindergeld hätten und weil
‚adie'Ehefrau auch bei freiberuflicher Tätigkeit sich in‘
f überwiegendem Maße der Familie und dem Haushalt widmen müsse.
t‚Damit ist jedoch kein Verstoß gegen die Art„ 3 und 6 GGdar—

getan. Das BVerfG hat in dem Urteil vom 10„ Mai 1960 aus—
fgeführt‚'es sei unerheblich für die Beitragspflicht, ob
“der Betreffende selbst Kindergeldémpfangen könne; denn
Elder abgabenrechtliche Grundsatz, daß zu Beiträgen nur '
vherangeäogeh werden dürfe, wer von einem bestimmten öffent—

lichen Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil zu er—

3Warten habe, gelte nicht für die Sozialversicherung; hier
herrsche der Grundsatz des sozialen Ausgleichs; nicht der

.
der Abgeltung eines individuellen Vorteils„

“Es bedeutet auch keine Schlechtergtellung von Ehegatten

gegenüber anderen Personen, wenn sie bei Erfüllung der.

Vorau35etzung3n der Beitragspflicht je für die eigene

Person zu Beiträgen herangezogen werden. Sie werden dadurch

_
nicht ungünstiger als unverheiratete Personen behandelt

'Aus dem Urteil des BVerfG vom 17. Januar 7957 (BVerfGE 6

SU 55) zur Frage der Verfassungswidrigkeit des 5 26 des
L‘Einkommensteu9rgesetzes (EStG) ist nichts zu entnehmen, was

_
für die Ansicht der Klä3erin s_crcchen könnte° Denn das

BVerfG hat die Verfassungswidrigkeit des 5 26 EStG (Zusammen—
veranlaguhg von Ehegatten zur Ein} wowensteuer) nur deshalb

ausgesprochen, weil Eheleute durch die Zusammenlegung der

beiderseitigen Einkünfte bei der Veranlagung infolge der
‘Steuerprogression höhere Steuersätze zu entrichten hätten,

lals sie im ?alle einer getrennten Veranlagung entrichten
"müßten„ Diese Entscheidung setzt ei ne Steuerpflicht beider

‘.Ehegatten als selbstver3tändlich tor:us und schließt nicht
l*aus‚ daß Ehegatten jeweils für ihre Person zu Beiträgen _f
jinach dem KGG herangezogen werden, wenn sie in ihrer Person
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q?je gesondert die Voraussetzungen der Beitragspflicht
D erfüllen. Ein Verstoß gegen Art, 3 oder Art° 6 GG ist

'Ä‘daher nicht ersichtlich°

Es ist auch rechtlich nicht zu beanstanden, wenn das LSG

die Klägerin als beitragspflichtige Unternehmerin angesehen

_
hat, Nach 5 10 Abs“ 1 KGG ist beitragspflichtig, wer für

Arbeitnehmer, Selbständige oder mithelfende Familienange—

hörige Beiträge zu den Berui‘sgenossenschaften nach dem
Dritten Buch der Reichsversicherungsordnung (EVO) aufzu—

bringen hat oder aufzubringen hätte, wenn diese Personen

Versichert wären° Hierfür ist nicht, wie die Klägerin meint,
' erforderlich, daß sie und ihr Ehemann auch bei der zuständi—

gen Berufsgenossenschaft, der Verwaltungsberufsgenossenschaft,

"pflichtversichert sind, es genügt vielmehr, wenn nach 5 539

‘RVO die Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung besteht.

Die Klägerin ist in ihrer Eigenschaft als Rechtsanwältin

auch Unternehmerin und nicht etwa nur beitra gsfreie mithel—

fende Familienangehörige ihres Ehemannes, da sie selber zur
AnwaltSChaft zugelassen ist und diesen Beruf auch selbstän—

dig ausübt. Sie ist daher nach 5 633 RVG als Unternehmerin

anzusehen; denn Unternehmer eines Betriebes oder einer Tätig—

keit ist derjenige, für dessen Rechnung der Betrieb oder die
Tätigkeit geht. Ob sie ihre Zeit mehr der Anwaltstätigkeit
oder der Betreuung der Familie widmet, ist in diesem Zusam—

menhang ohne Bedeutung° Denn auf die Einkommensverhältnisse

wird in € 11 Abs, 2 KGG Rücksicht genommen; Selbständige

sind hiernach für ihre Person von der Beitrags pflicht be—

_freit, wenn ihr Eink0mmen jährlich 50118 se Grenzen nicht
übersteigt. Die Beklagte hat daher die Klägerin zu Recht auch

für das Jahr 1955 auf Zahlung von Beiträgen in Anspruch ge—
nommen°

Schließlich ist rechtlich nicht zu beanstanden, daß die Be—
klagte von der Klägerin nicht nur

den eigenen, sondern auch

den Beitrag ihres Ehemannes für das Jahr 1955 fordert° Dies

ergibt sich aus 5 754 RVG: Hiernach hat jeder Beitragspflich—
tige den Beitrag innerhalb einer gewissen Zeit bei Meidung

der Zwangsvollstreckung zu entrichten° Vereinigen sich mehrere

—6—
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Unternehmer zur Führung eines Betriebes, der nicht eine

besondere, rechtlich selbständige Persönlichkeit bildet, so
ist jeder von ihnen Unternehmer und als solcher beitregs—

pfliChtig. Jeder haftet daher für den vollen Beitrag, und die

Beklagte ist berechtigt, von jedem der Unternehmer die gesam»

te Summe der Beiträge einzuziehen. Dies hat das Reichsversi—

cherungsamt (BVA) bereits in der Grundsätzlichen Entscheidung

eGE Nr, 1206- (AN° 1895 s, 154) für die Beiträge zu den Be—
rufsgenossenschaften ausgesprochen. Diese gesamtschuldneri—

sche Haftung beruht auf @ 421 des Bürgerlichen Gesetzbuches

—BGB—(ebenso Reichsversicherungsordnung, herausgegeben von
’

den Mitgliedern des BVA, Bd‚ 3 5 754 Ani„ 2; Schraeder—Strich,

Die Deutsche Unfallversicherung, @ 754 An;° 2; Lauter"ach,

Unfallversicherung, @ 754 Anm, 1). Die Beklagte hat daher zu

Recht die Klägerin auch für den auf den Ehemann entfallenden

Beitrag für das Jahr 1955 in Anspruch genommene

Nach allem ist die Revision zurückzuweisen„

Die Kostenentecheidung ergeht gemäß 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes°
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